
 
 

Protokollauszug 
aus der 

36. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam  

vom 01.03.2023 

 
öffentlich 
Top 5.8 Beschluss über den Masterplan Schlaatz und zur Fortführung des Bebau-

ungsplans Nr. 138 "Am Schlaatz" 
22/SVV/1235 
ungeändert beschlossen 

 
Die Ausschüsse für Gesundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion, für Stadtentwicklung, 
Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes sowie für Klima, Umwelt und 
Mobilität empfehlen, der Vorlage zuzustimmen. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
 

1. Der Masterplan Schlaatz ist als Planungsgrundlage zur Weiterentwicklung des 
Wohngebiets am Schlaatz und als Grundlage für die Fortführung des Bebauungs-
plans Nr. 138 „Am Schlaatz“ sowie für die Umsetzung der darin empfohlenen Rea-
lisierungsmaßnahmen zu verwenden (gemäß Anlage 2).  
 

2. Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Nr. 138 „Am Schlaatz“ ist in seinem 
räumlichen Geltungsbereich um den Geltungsbereich des ebenfalls in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplans Nr. 150 „Am Bisamkiez“ sowie um die Käthe-Koll-
witz-Siedlung zu erweitern (s. Anlage 4). Die Planungsziele dieses Bebauungsplans 
sind anhand der konkreten Ziele aus dem Masterplan Schlaatz zu aktualisieren 
(siehe Anlage 3 und Masterplan Anlage 2).  
 

3. Der gemäß Beschlussposition 2 zu erweiternde Bebauungsplan soll im Regelver-
fahren weitergeführt werden. Als nächster Verfahrensschritt soll die öffentliche 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) durchgeführt werden. 
Die öffentliche Auslegung ist durch einen Beteiligungs- und Mitwirkungsprozess im 
Schlaatz zu begleiten.  
 

4. Für die im Rahmen der Umsetzung des Masterplans Schlaatz möglichen ergänzen-
den Wohnungsneubauten, insbesondere des geförderten Wohnungsneubaus, soll 
die Landeshauptstadt ihre Möglichkeiten zur vorrangigen und unentgeltlichen 
Übertragung von Rand- und Splitterflächen an die ProPotsdam und die Genossen-
schaften ausschöpfen. Gleichzeitig sollen Abstimmungen mit den Wohnungsunter-
nehmen geführt werden, dass notwendige Rand- und Splitterflächen, welche für so-
ziale Infrastruktur, öffentliche Freiflächen oder Verkehrsflächen und nicht für Woh-
nungsbau oder Gewerbe benötigt werden, im Gegenzug an die Landeshauptstadt 
übertragen werden, ggf. durch den Tausch von Flächen. 
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BESCHLUSS 
der 36. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der 

Landeshauptstadt Potsdam am 01.03.2023 

 
 Beschluss über den Masterplan Schlaatz und zur Fortführung des Bebauungsplans Nr. 138 

"Am Schlaatz" 
Vorlage: 22/SVV/1235 

  
 

1. Der Masterplan Schlaatz ist als Planungsgrundlage zur Weiterentwicklung 
des Wohngebiets am Schlaatz und als Grundlage für die Fortführung des 
Bebauungsplans Nr. 138 „Am Schlaatz“ sowie für die Umsetzung der darin 
empfohlenen Realisierungsmaßnahmen zu verwenden (gemäß Anlage 2).  
 

2. Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Nr. 138 „Am Schlaatz“ ist in 
seinem räumlichen Geltungsbereich um den Geltungsbereich des ebenfalls 
in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans Nr. 150 „Am Bisamkiez“ sowie 
um die Käthe-Kollwitz-Siedlung zu erweitern (s. Anlage 4). Die 
Planungsziele dieses Bebauungsplans sind anhand der konkreten Ziele aus 
dem Masterplan Schlaatz zu aktualisieren (siehe Anlage 3 und Masterplan 
Anlage 2).  
 

3. Der gemäß Beschlussposition 2 zu erweiternde Bebauungsplan soll im 
Regelverfahren weitergeführt werden. Als nächster Verfahrensschritt soll 
die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
durchgeführt werden. Die öffentliche Auslegung ist durch einen 
Beteiligungs- und Mitwirkungsprozess im Schlaatz zu begleiten.  
 

4. Für die im Rahmen der Umsetzung des Masterplans Schlaatz möglichen 
ergänzenden Wohnungsneubauten, insbesondere des geförderten 
Wohnungsneubaus, soll die Landeshauptstadt ihre Möglichkeiten zur 
vorrangigen und unentgeltlichen Übertragung von Rand- und 
Splitterflächen an die ProPotsdam und die Genossenschaften ausschöpfen. 
Gleichzeitig sollen Abstimmungen mit den Wohnungsunternehmen geführt 
werden, dass notwendige Rand- und Splitterflächen, welche für soziale 
Infrastruktur, öffentliche Freiflächen oder Verkehrsflächen und nicht für 
Wohnungsbau oder Gewerbe benötigt werden, im Gegenzug an die 
Landeshauptstadt übertragen werden, ggf. durch den Tausch von Flächen. 

 
 

 
 Abstimmungsergebnis: 

mit Stimmenmehrheit angenommen. 
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Gemäß § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. Die 
Übereinstimmung des Beschlusses mit dem Wortlaut in der Niederschrift wird amtlich 
beglaubigt. 
 
Dem Originalbeschluss werden __2__ Seiten Begründung sowie 
 

Anlage 1 - Finanzielle Auswirkungen                                                    (2 Seiten) 
Anlage 2 - Masterplan Schlaatz (37 Seiten) 
Anlage 3 - Fortführung des Bebauungsplans Nr. 138 „Am Schlaatz“                 (5 Seiten) 
Anlage 4 - Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 138 „Am Schlaatz“ (1 Plan) 
 
beigefügt. 
 
Potsdam, den 08. März 2023  Ziegenbein 
  Leiterin des Büros 
 
 

Stempel 
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